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Zudem wurden Viehzüchter zumeist gegenüber Ackerbauern diskriminiert, was sich jetzt konfl iktver-
schärfend auswirkt, da ein Ausgleich jetzt nicht mehr funktioniert und sie deswegen nicht mehr bereit 
sind, sich mit ihrer tendenziellen Diskriminierung abzufi nden. Die Abwanderung in die Städte und in 
Handel und produzierendes Gewerbe kann die Verwerfungen auf dem Land nicht auff angen. Diese 
Prozesse vergrößern die ohnehin große Armut. Da zum Teil auch Imame in die Korruption verwickelt 
sind, stoßen in diese politische Angebotslücke djihadistische Bewegungen, denen es gelingt, weitge-
hend perspektivlose Jugendliche zu rekrutieren. Insofern sind sozio-ökonomische Konfl ikte und sozi-
ale Probleme ausschlaggebend für den Anschluss an djihadistische Gruppen. Dies bestätige sich auch 
dadurch, dass sich auch im Sahel zeige, je religiös gebildeter Menschen seien, desto größer sei ihre 
Distanz zu  solchen islamistischen Gruppen.

Bernaus Schlussfolgerung: Es bedarf eines neuen sozialen Vertrags zwischen Bevölkerung und Staat, 
indem der Staat soziale Infrastruktur und ein funktionierendes Rechtssystem aufbauen, wirksamer 
Korruption bekämpfen, den Zugang zu Wasser sichern und regulieren und Übergriff e seiner Sicher-
heitskräfte unterbinden müsste. Doch in einigen Ländern des Sahel verbraucht die Hauptstadt bis zu 
80 Prozent der geringen Steuermittel. Der Durchsetzung funktionierender Dezentralisierungenrefor-
men stehen zudem aus dem französischen Kolonialismus übernommene Staatsstrukturen entgegen.

Dr. Abdoulaye Sounaye, Wissenschaftler aus 
Niger am Leibniz Zentrum Moderner Orient in 
Berlin, hielt einen zweiten Impulsvortrag über 
„Jugend, Terrorismus, Staat und Religion in der 
sozialen Transformation in den Sahel-Staaten“.
Wie schon Bernau betonte Dr. Sounaye, dass die 
sehr jugendliche Bevölkerungsstruktur gleichzei-
tig ihre eigenen Bewegungsdynamiken hervor-
bringt. Die meisten Terrorgruppen sind vor allem 
Jugendbewegungen, meinten beide. Dennoch sei 
es irreführend, von einem ‚Jugendproblem‘ zu 
sprechen, wie es häufi g in den Sahelländern ge-
schehe. Stattdessen drücke sich die gesamtgesell-
schaftliche Krise bei allen zu beachtenden lokalen 
Besonderheiten in der gesamten Region eben be-
sonders in den Problemen der Jugendlichen aus, die 
sich um jede reale Perspektive gebracht sehen und 
dem gegenüber besonders ungeduldig sind. 

Mit deutlich verminderten Chancen auf eine ei-
nigermaßen auskömmliche, wenn auch wenig 
attraktive Beschäftigung in der zunehmend er-
tragsärmer werdenden Kleinlandwirtschaft, ohne 
Aussicht auf einigermaßen auskömmliche Be-
schäftigung selbst im wachsenden informellen 
Sektor, der zunehmend für sie allenfalls gerade 
eben noch Überlebensökonomie sei, verringern 
sich auch ihre Chancen, etwas für ihre Familien zu 
tun oder angemessen zu heiraten und ihre Fami-
lien können dies aufgrund der allgemeinen Krise 
nicht mehr ausgleichen. Dies und die Abwande-
rung in die Städte und ins Ausland fördert den 
Zerfall der sozialen Bindungen. Wenn weder der 
kaum oder nur in repressiven Sicherheitskräften 
vorhandene Staat, weder Bildung, noch die Fa-
milie, die Nachbarschaft oder das Dorf Sicherheit 
und Orientierung bieten können, zerbröckeln die 
Bindekräfte des sozialen Zusammenhalts. Die An-
erkennung, die sie in den geschwächten traditio-
nellen Bindungsbeziehungen nicht mehr fi nden 
können und die ohnehin durch gerontokratische 
Strukturen, in denen sie nicht ernst genommen 
werden, erschwert wird, suchen viele dann wo-
anders – in der Peer-Group, die bei djihadisti-
schen Versprechen Zufl ucht sucht und in einer 
destruktiven Ökonomie des Terrorkriegs, dessen 
Übergänge zur gewöhnlichen Bandenkriminalität 
fl ießend sind. 
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Ihr geringes Selbstvertrauen durch die Unmög-
lichkeit, sich selbst aktiv einen gesellschaftlich 
akzeptierten Status zu verschaffen, erleichtert 
den djihadistischen Milizen ihre Rekrutierung. 
Ausgehöhlte, unterfinanzierte Bildungsinstituti-
onen und der Zerfall traditioneller Bindekräfte, 
was auch die etablierten religiösen Institutionen 
und Wertorientierungen untergräbt, bieten kei-
nen Halt mehr. In dieser Situation hefteten de-
klassierte Jugendliche, denen der Staat und die 
Gesellschaft keine Zukunftsperspektive mehr 
bieten kann, ihre Träume an den Djihadismus. 
Dabei sei gut belegt, stimmte Dr. Sounaye Olaf 
Bernau zu, je religiös gebildeter Menschen seien, 
desto weniger seien sie anfällig für terroristische 
Instrumentalisierungen von Religion. Deswegen 
betonte Dr. Sounaye die Bedeutung der Instituti-
onalisierung und Förderung eines interreligiösen 
Dialogs gegen religiöses Unwissen und zur Sensi-
bilisierung für inklusivere Religionsauffassungen, 
die niemanden ausschließen, sowie die Stärkung 
der Zivilgesellschaft, damit diese zur Not auch Bil-
dung bereitstellen kann, wo der Staat versagt und 
damit Jugendliche weniger anfällig für terroristi-
sche Instrumentalisierungen werden. Religiöse 
Organisationen sollten sich vernetzen, um lokale 
und regionale Friedenskulturen zu schaffen. Es 
gäbe auch bereits erfolgreiche Initiativen dieser 
Art, von denen leider wenig zu hören sei, weil es 
leichter sei, mit Berichten über Afrikas Krisen in 

die Medien zu kommen. Organisationen für inter-
religiösen Dialog und die afrikanische Diaspora in 
Deutschland könnten dazu beitragen, solche Ini-
tiativen sichtbarer zu machen. Sie könnten auch 
Kooperationsprogramme für interreligiösen Dia-
log und gegen religiöse Unbildung entwickeln.
Anknüpfend an Bernaus Forderung eines neuen 
Gesellschaftsvertrags zwischen Staat und Gesell-
schaft fragte Dr. Sounaye: „Wie ist ein Staat zu 
schaffen, der die Jugend mitnimmt?“ Der Staat 
sollte Dienstleistungen wie Sicherheit zur Verfü-
gung stellen, wozu er seit den 80er Jahren aber 
nicht mehr die Mittel habe und seitdem fast voll-
ständig versage. Regierungsführung und Staat-
lichkeit müssten dafür aber auch neu gedacht 
und erfunden werden, was er in der anschlie-
ßenden Diskussion weiter ausführte. Der post-
koloniale Staat in den Sahelländern habe be-
stehende gesellschaftliche Konfliktlösungen nie 
berücksichtigt, stattdessen sie untergraben, ohne 
etwas funktionsfähiges Neues an ihre Stelle set-
zen zu können. Die postkolonialen Staatsstruktu-
ren wären nie in der Lage gewesen, traditionelle 
Konfliktlösungsmechanismen und Beteiligungs-
formen in transformierten, neuen Formen in ihr 
Institutionengefüge einzubauen. 

Junge Männer und Kinder werden trainiert, um gegen Islamisten zu kämpfen, die Städte im Norden 
Malis kontrollieren  © Amnesty International

Diese Fremdheit und Unangepasstheit der post-
kolonialen Staatlichkeit an die Bedingungen spezi-
fischer afrikanischer Gesellschaften hätte mit der 
Wirtschaftskrise der 80er Jahre, die durch die ver-
ordneten Strukturanpassungsprogramme noch 
verstärkt wurde, dann zu einem nahezu vollstän-
digen Versagen geführt, staatliche Dienstleistun-
gen und Sicherheit zu Verfügung zu stellen, was 
fehlende Legitimität und Misstrauen weiter ver-

stärkt habe. Eine afrikanische Demokratie könne 
nicht einfach europäische Formen übernehmen, 
sondern müsse partizipative Beteiligungsformen 
erfinden, die an traditionelle Konfliktlösungsme-
chanismen und Beratungsverfahren anknüpfe 
und sie transformiert wiederaufnehme.

Noël Kabore, Bildungsreferent und Mitgründer 
von Bürger aus Burkina Faso e.V. in Halle, sprach 
im dritten Impulsreferat über „Einflussmöglich-
keiten der Zivilgesellschaft und der Diaspora“.
Kabore sah ebenfalls Handlungsoptionen be-
sonders für die afrikanische Diaspora, den in-
terreligiösen Dialog zu unterstützen und Bil-
dung zu fördern. Kabore führte außerdem, auf 
Pierre Bourdieu gestützt, an, dass große und 
wachsende Ungleichheit in der Bildung zur Ab-
wendung von Bildung bei denen führt, die für sich 
sowieso keine Chance durch Bildung sehen. Auch 
dieser Effekt stärkt die Rekrutierung von Jugend-
lichen durch Terrorgruppen, welche die Religion 
instrumentalisieren, führte er überzeugend aus. 
Dennoch sei es besonders wichtig, Bildung zu för-
dern und dies von der Diaspora aus zu unterstüt-
zen. Denn Bildung könne es auch erleichtern, in 
der Gesellschaft Gehör und Anerkennung zu fin-
den und religiöse Unbildung sei auch seiner Mei-
nung nach eine Voraussetzung für den Anschluss 
an djihadistische Terrorgruppen. Er wies aber auf 
das Problem hin, dass religiöse Einflusspersonen, 
die früher für Konfliktlösungen wichtig waren 
heute weitgehend einflusslos seien. Auch seien 
sie heute oft mit politischen Parteien verbunden. 
Diese seien aber zumeist kaum weniger korrupt 
als die Regierungen und ebenso in tribalistischen 

und klientelistischen Machtmechanismen be-
fangen. So würden sie gegenwärtig die Konflikte 
eher verschärfen und die Wirksamkeit staatli-
chen Handelns weiter untergraben. Regierungs-
wechsel würden deswegen zumeist auch wenig 
ändern. Auch Teile der Diaspora spielten oft eine 
problematische Rolle, wenn sie korrupte Partei-
en unterstützten und dadurch dazu beitrügen, 
staatliche Strukturen und Regierungsführung 
weiter zu schwächen. Insofern müsste sich eine 
verantwortliche Diaspora genau überlegen, mit 
wem sie vor Ort in der Zivilgesellschaft zusam-
menarbeiten wollen, um auch dadurch wirklich 

die Zivilgesellschaft zu stärken.
Alle Referenten betonten, dass die Krise im Sahel 
nicht sicherheitspolitisch mit Militär und Polizei 
gelöst werden kann. Darin stimmten ihnen die 
Teilnehmenden in der Diskussion zu. Dennoch 
müsse Schutz auch von Europa aus unterstützt 
werden, wie besonders Olaf Bernau anmerk-
te. Uwe Kekeritz, Bundestagsabgeordneter von 
Bündnis90/Die Grünen, bemerkte jedoch, dass 
eine primäre Konzentration auf militärische Inter-
ventionen aus Europa zusätzlich destabilisierend 
wirken würden, denn mit ihnen würden regionale 
Führungen von den Zentralregierungen als den 
Partnern der EU zu Handlangern herabgestuft. Sie 
verlieren dadurch noch mehr an Handlungsfähig-
keit und Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung vor 
Ort. Stattdessen sollten die EU und die europäi-
schen Länder mehr Geld in zivile Ziele investieren, 
statt vor allem Militär und Polizei zu finanzieren. 
Es sollten nationale und regionale Programme 
entwickelt werden, mit denen die Bevölkerung 
vor Ort selbst entscheiden kann, was damit ge-
macht wird. Dafür müssten sie überhaupt erst 
einmal wissen, wie viel Geld ihnen zur Verfügung 
steht und mit entscheiden können, was damit ge-
macht wird. Die Ideen müssen von vor Ort kom-
men, betonte Kekeritz, um praktikabel zu sein 
und angenommen zu werden. 
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Hier könnte die afrikanische Diaspora aber doch 
auch eine Brückenbauer-Rolle für Wissens- und 
Ideentransfer in beide Richtungen spielen, wurde 
von Kabore und andern Diaspora-Angehörigen 
eingebracht. Wie soll dann in der Entwicklungs-
zusammenarbeit mit solchen Programmen, wie 
Kekeritz u.a. sie vorschlugen, mit staatlichen 
Partnern in afrikanischen Ländern umgegangen 
werden, wenn die bestehenden Staatlichkeiten in 
afrikanischen Ländern als tatsächlich so disfunk-
tional angesehen werden müssen, wie von Dr. 
Sounaye beschrieben? Müsste hier nicht doch in-
nerhalb der Staatlichkeit unterschieden werden, 
was auch die oft unvermeidliche Einbeziehung 
von staatlichen Stellen nicht unproblematisch, 
aber möglich mache. Wie sei eine Transformati-
on zu etwas in der Richtung, die Sounaye andeu-
tete, vorstellbar, wurde er gefragt. Müsste dafür 

nicht auch der postkoloniale Staat als komplexes 
Kräfteverhältnis gedacht werden? So entzündete 
sich ein wesentlicher Strang der Diskussion an Dr. 
Sounayes Thesen über afrikanische Staatlichkeit 
und was sie für die Entwicklungszusammenarbeit 
bedeuten könnte.
Einer der weiteren Stränge der Diskussion proble-
matisierte informiert die Sicherheitspolitik der EU 
und besonders Frankreichs, dass seine eigenen, 
neokoloniale Abhängigkeiten fortschreibenden 
Interessen in enger Verbindung zu den etablier-
ten Eliten der autoritären afrikanischen Regime 
weiterverfolge und damit auch destabilisierend 
wirke. Zudem wurde von Kabore und anderen 
der Waff enexport aus Europa kritisiert, der we-
sentlich zur Destabilisierung beiträgt. Hier sollten 
europäische Regierung von ihren Bürger*innen in 
die Verantwortung genommen werden.

Diaspora, Förderkreis Burkina Faso e.V.
Die persönliche Begegnung auf Augenhöhe ist der Kern unserer Arbeit. Durch unsere jährlichen Besuche in 
Saponé haben wir nicht nur die Mitglieder unseres Partnerkomitees persönlich kennengelernt, sondern es sind 
inzwischen auch viele Freundschaften entstanden. Wir versuchen genau zuzuhören, um von den Bedürfnissen der 
Menschen dort zu erfahren. Prinzipiell kommen alle Anregungen für unsere gemeinsamen Projekte von unseren 
Partnern.

Impulsvorträge

I. Sozio-ökonomische Konfl ikte in der Sahelregion – nicht nur zwischen Ackerbauern und Viehhirten. 
Was geschehen sollte, damit sich die Lage stabilisiert, gerade in Zeiten des Klimawandels, Olaf Ber-
nau (Afrique-Europe-Interact)

II. Jugend, Terrorismus, Staat und Religion in der sozialen Transformation, Dr. Abdoulaye Sounaye 
(Leibniz Zentrum Moderner Orient) 

III. Einfl ussmöglichkeiten der Zivilgesellschaften und der Diaspora, Noël Kabore (Bürger aus Burkina 
Faso e.V.)



16 17

Podiums- und Publikumsdiskussion

Bild oben: mit Bildnten: Publikumsdiskussion mit Noël Kabore
unten: Workshopzusammenfassung

Dr. Abdoulaye Sounaye, Impulsvortrag: „Jugend, Terrorismus, Staat und 
Religion in der sozialen Transformation in den Sahel-Staaten“.

Mariane Ballé Moudoumbou, Dipl. Dolmetscherin
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